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Zwangsvollstreckung: Rechtsmissbräuchlicher Zwangsgeldantrag bei bisher 
nicht gerügtem unerheblichem Mangel 
 
| Korrigiert der Arbeitgeber das nach Maßgabe eines gerichtlichen Vergleichs zu erteilende Zeugnis 
in den drei vom Arbeitnehmer in seinem Zwangsgeldantrag konkret beanstandeten Punkten, so 
erscheint es rechtsmissbräuchlich, den Zwangsgeldantrag gleichwohl mit der Begründung 
aufrechtzuerhalten, das Zeugnis weise einen weiteren Mangel auf. | 
 
Mit dieser Begründung erklärte das LAG Köln den Zwangsgeldantrag eines Arbeitnehmers für 
rechtsmissbräuchlich. Der hatte erst jetzt gerügt, dass vor dem Schluss-Absatz ein 0,4 mm größerer 
Zeilenabstand sei, als zwischen den anderen Absätzen. Das war aber bereits in der ersten 
Zeugnisversion so. Das hatte der Arbeitnehmer aber zunächst nicht gerügt. 
 
Quelle | LAG Köln, Beschluss vom 18.7.18, 7 Ta 49/18, Abruf-Nr. 204663 unter www.iww.de. 

 


